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Nach  schwierigen,  teuerungsbedingten  Lohnverhandlungen
entspannte sich die Situation in diesem Punkt Ende 2023. Aber
unser Verband war und ist gezwungen, sich finanziell neu zu
organisieren  und  auch  die  Digitalisierung  weiter
voranzutreiben  –  diese  Herausforderung  bleibt.  Schnelle
Entscheide bei kostengünstigen Strukturen sind gefragt. Daran
sind wird. Auch bei den Leistungsträgern, die sich engagieren,
müssen neue Wege gefunden werden. Wir müssen uns verjüngen,
und zwar schnell. Die Einführung des Rechtsschutzes für alle,
ein intensives Vorhaben der letzten Jahre, war aufwändig, ist
aber erfolgreich vollzogen. Damit wird Kraft und Zeit frei,
Neues anzupacken.

Unser Verband hat sich in den letzten Jahren zu einem guten
Teil  auch  über  die  Einnahmen  aus  Geschäften  mit  unseren
Vertragspartnern  finanziert,  angesprochen  sind  die
Versicherungen. Diese Einkünfte sind erheblich eingebrochen –
und das wohl auf Dauer. Gleichzeitig möchten und müssen wir
auf  zahlreichen  sozialen  Kanälen  wie  auch  in  der  Zvinfo,
unserer  Verbandszeitschrift,  präsent  sein.  Diese  Präsenz
erfordert dauernden Unterhalt, das betrifft Form und Inhalte.
Die  Geschäftsleitung  hat  deshalb  bereits  2023  beschlossen,
einzelne  Print‑Ausgaben  der  ZVinfo  durch  einen  digitalen
Newsletter  zu  ersetzen.  Um  hierbei  genügend  Mitglieder  zu
erreichen, mussten die E-Mail-Adressen verfügbar sein. Dieses
Ziel ist uns noch nicht ganz, aber weitgehend gelungen. Die
Digitalisierung  ermöglicht  dringend  nötige  Einsparungen  bei
den  Druckkosten  und  beim  Porto.  Im  Jahr  2024  wird  diese
Digitalisierung fortgesetzt werden.

Social Media – Ausbau schreitet voran
Der  Ausbau  unserer  Präsenz  in  den  Social  Media  schreitet
ebenfalls  voran.  Das  ist  nötig,  um  den  Zugang  zu  unseren
Themen und den Auffassungen hierzu zu erleichtern. Kaum jemand
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besucht ohne konkreten Anlass eine Webpage, er liest aber
einen Artikel, der ihm in den Social Media oder in unserem
Newsletter empfohlen wird ‑ und beachtet dann vielleicht auch
die Webpage. Diesen Weg setzen wir fort, um präsent zu sein
und durch diese Präsenz unsere Mitgliedsverbände und unsere
Mitglieder  zu  unterstützen  und  bei  der  Durchsetzung  ihrer
Anliegen zu begleiten.

Es  mag  sein,  die  Vielzahl  der  Möglichkeiten,  an  die
Öffentlichkeit  zu  treten,  kompliziert  die  Sache.  Auf  der
anderen  Seite  ermöglicht  diese  Präsenz,  Meinungen  und
Entscheide zu beeinflussen. Hier bleiben wir nicht stehen,
hier versuchen wir, im Sinn des Öffentlichen Personals der
Schweiz erfolgreich tätig zu sein.

„Politische“ Themen
Wir haben bereits 2023 beschlossen, die Initiative um eine 13.
AHV Rente zu unterstützen. Diesen Entscheid haben wir uns
nicht leichtgemacht. Die Meinungen dazu waren geteilt. Es war
uns bewusst, dass einzelne Verbände die Schwierigkeiten bei
der  Umsetzung  der  Initiative  und  die  möglicherweise  nicht
optimal  sozial  austarierte  Verteilung  des  Geldes  hoch
gewichteten und die Initiative nicht befürworteten. Allerdings
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hat das Abstimmungsergebnis gezeigt, dass wir wohl auf der
richtigen Seite gestanden sind.

Die Unterstützung war keine politische Entscheidung. Wir sind
nach wie vor politisch neutral und unterstützen nicht einzelne
Parteien  oder  einzelne  Verbände,  die  klar  einer  Partei
zuzuordnen sind. Es geht uns ausschliesslich um die Sache, um
den Inhalt eines Anliegens mit Blick auf die Interessen des
Öffentlichen Personals und unserer Mitglieder. Hier erschien
uns, trotz allem, eine Unterstützung der 13. AHV Rente als
richtig. Der öffentliche Dienst verdient nicht schlecht, wenn
auch nicht überall, aber der öffentliche Dienst ist nicht so
gut entschädigt, dass die 13. AHV Rente nicht ein berechtigtes
Anliegen wäre.

Wir werden auch in Zukunft prüfen, zu welchen Abstimmungen wir
etwas  sagen  und  was,  und  zu  welchen  nichts.  Damit  wird
Öffentliches  Personal  Schweiz  nicht  politischer  als  zuvor,
aber es ist denkbar, dass wir klarer und schneller Stellung
nehmen als in früheren Zeiten – aber immer mit Fokus auf das
öffentliche Personal.

Delegiertenversammlung Zug
2023  wurde  zum  zweiten  Mal  die  Delegiertenversammlung  als
halbtägige  Veranstaltung  durchgeführt.  Ziel  der
Geschäftsleitung  und  des  Vorstands  war  es,  mit  einem
schlanken,  attraktiven  Programm  viele  Delegierte  für  die
Teilnahme gewinnen zu können. Der Tagungsort bot hierfür eine
erste, gute Voraussetzung. Die DV war effektiv gut besucht,
das Wetter prächtig und das Ambiente im ehrwürdigen Stadtsaal
beeindruckend.

Als Referenten konnte der ZV den Stadtpräsidenten von Zug,
André Wick, und den Präsidenten des EV Zug, Dr. Hans-Peter
Strebel gewinnen. Der Apéro riche in Seenähe beendete eine
schöne, attraktive Delegiertenversammlung. Der ZV dankt dem
jungen Organisationsteam um Dominique Sélébam für die tolle
Arbeit.



Fachtagung in Brunnen
„Es  war  eine  ausserordentlich  lehrreiche  Fachtagung  in
Brunnen“,  so  die  Aussage  zahlreicher  Teilnehmenden  nach
Abschluss  dieses  Traditionsanlasses.  Das  lag  an  den
qualifizierten Referentinnen und Referenten wie auch an den
aktuellen Themen und der wunderschönen Lokalität.

Erster  Themenschwerpunkt  war  der  Fachkräftemangel,  gute
Arbeitsbedingungen, ein Praxisbericht zur 4-Tageswoche und die
Frage,  wann  Arbeit  krank  macht.  Am  2.  Tag  wurde  das
Musterreglement  Personal  von  öffentliches  Personal  Schweiz
vorgestellt und die neuen Leitentscheide des Bundesgerichts
zum öffentlichen Personalrecht diskutiert. Es folgten Referate
zu  den  steuerlichen  Aspekten  bei  Frühpensionierung  und
ordentlicher  Pensionierung  sowie  eine  Pro  und  Contra  –
Darstellungen zur bevorstehenden BVG‑ Revision.

Die Fachtagung in Brunnen bietet aber jeweils nicht nur eine
hervorragende  Möglichkeit  zur  Weiterbildung,  sondern  sie
ermöglicht auch den Erfahrungsaustausch mit Kolleginnen und
Kollegen, sei es während der Kaffeepause oder beim Abendessen.
Engagement bedeutet nicht immer nur Arbeit, sondern kann und
darf auch Vergnügen sein.

Die Tagung war sehr gut besucht, so gut wie schon seit Jahren
nicht mehr. Mit Freude hat die Geschäftsleitung gesehen, dass
auch viele jüngere Mitglieder den Weg nach Brunnen gefunden
haben. Wir hoffen, dass sich dieser Trend 2024 fortgesetzt.
Wir werden mit einem attraktiven Programm unseren Teil dazu
beitragen. Dieses steht auch schon fest: Wir werden uns als
Tagungsschwerpunkt  um  die  Anwendung  von  Künstlicher
Intelligenz  (KI)  an  ihrem  Arbeitsplatz  kümmern.



Rechtsberatung
Die  personalrechtliche  Beratung  der  Mitgliedverbände  und
Einzelmitglieder wurde im Berichtsjahr, wie nicht anders zu
erwarten war, häufig in Anspruch genommen. Im Zentrum standen
dabei  Lohnfragen  und  zahlreiche  Verfahren  bezüglich  der
Beendigung  von  Arbeitsverhältnissen.  Öffentliches  Personal
Schweiz versucht wie bis anhin, kleinere Anfragen und Probleme
schnell und unbürokratisch am Telefon zu beantworten und zu
lösen.  Oftmals  genügen  diese  Auskünfte  und  es  ist  kein
Verfahren gegen den Arbeitgeber beabsichtigt.

Leider war 2023 zu erkennen, dass der Rechtsschutz trotzdem
ganz erheblich in Anspruch genommen wurde. Differenzen in der
Besoldung und ein hartes Vorgehen einzelner Arbeitgeber gegen
Mitarbeitende,  die  den  Leistungsansprüchen  nicht  genügen
sollen,  waren  die  Hauptthemen.  In  diesen  Fällen  wird
gleichwohl  versucht,  eine  Einigung,  wenn  auch  unter
Beteiligung  der  Schlichtungsstelle,  herbeizuführen.  Die
Vertretung ist hier sinnvoll, weil der Arbeitgeber in aller
Regel  mit  personalrechtlich  qualifiziertem  Personal  in  die
Auseinandersetzung  einsteigt  und  letztlich  auch  nicht
persönlich  betroffen  ist.

Herausforderung Rechtsschutz
Dem Rechtsschutz für alle wurde bereits an der DV 2022 mit
grosser  Mehrheit  zugestimmt.  Dieses  Anliegen  von
Geschäftsleitung  und  Vorstand  zugunsten  aller  Mitglieder

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/DSC01053-3.jpg


forderte von unserem Verband ein grosses Engagement verbunden
mit einer guten Kommunikation und Ausdauer beim Verhandeln.

Damit war die Sache allerdings nicht erledigt, wie das Jahr
2023  zeigte.  Die  saubere  Erfassung  der  versicherten
Mitglieder,  die  Einführung  der  Abläufe  und  die  Abrechnung
waren  mit  Arbeit  verbunden.  In  materieller  Hinsicht  kommt
dazu, dass die Rechtsschutzfälle vom Sekretariat geprüft und
summarisch  beurteilt  werden  müssen  mit  dem  Fokus,  ob
Rechtsschutz  angezeigt  ist.  Das  ist  aus  Effizienzgründen
nötig.

Denn: Wir wollen alle, dass unnötige Prozesse vermieden werden
und die Versicherung so kostengünstig bleibt, wie sie heute
ist.  Eine  nachhaltige  Rechtsschutzlösung  zugunsten  des
Öffentlichen Personals Schweiz ist für alle auch ein gutes
Argument für die Mitgliedschaft und damit Mitgliederwerbung.

Verbandszeitschrift ZV Info
2022 war das letzte Jahr, in dem die ZV Info monatlich in
gedruckter Form erschien. Im Berichtsjahr 2023 haben sich die
ZV Info im physischen Briefkasten und die ZV Info in der E-
mail-Inbox in der Form eines Newsletters abgewechselt. Diese
alternierende  Erscheinungsform  entspricht  den  modernen
Lesegewohnheiten und bringt gleichzeitig aber auch erhebliche
Kostenvorteile;  so  können  damit  bei  jeder  2.  Ausgabe  die
Druckkosten und das Porto gespart werden. Wie bis anhin wird
die ZV Info neben der gedruckten Ausgaben auch auf unserer
Website digital als PDF zugänglich sein. Diese Entwicklung



werden wir, wie eingangs gesagt, fortsetzen.

 

Newsletter
Der  Newsletter  wurde  erfolgreich  eingeführt  und  wird  den
Mitgliedern in unserer E-Mail-Versandkartei auch regelmässig
zugestellt.

Der ZV verfügt über mehr als Zweidrittel der E-Mail-Adressen
der  Mitglieder  –  das  ist  eine  wesentliche  Verbesserung
gegenüber dem Jahr 2022. Aber klar, wir benötigen alle E-Mail-
Adressen, um effizient informieren zu können. Wir werden uns
dieses Jahr dafür einsetzen, dass die Lücke geschlossen wird.
Daher bitten Geschäftsleitung und Vorstand alle Verbände, die
E-Mail-Adressen ihrer Mitglieder in Webling zu erfassen und à
jour  zu  halten.  Das  Programm  Webling  stellt  Öffentliches
Personal Schweiz, wie gesagt, kostenlos allen Verbänden zur
Verfügung. Wir bitten Sie: Nutzen Sie es. Webling eignet sich
neben der Funktion zur Mitgliederverwaltung auch ausgezeichnet
zur Buchhaltung und erleichtert die Verbandsarbeit für alle.

Öffentliches  Personal  Schweiz  hat  in  Zusammenarbeit  mit
Webling bereits mehrere Online-Schulungen über Anwendung und
Möglichkeiten  durchgeführt.  Die  Schulungen  wurden
aufgezeichnet. Die Aufzeichnungen können auf unserer Website
(siehe Links unten) abgerufen werden. In diesen Videos wird

https://oeffentlichespersonal.ch/wp-content/uploads/qrcode_oeffentlichespersonal.ch-8.jpg


auf die Bedienung des Programmes im Detail eingegangen. Sollte
die  Bedienung  dennoch  unklar  sein,  finden  sich  zahlreiche
Einführungsvideos  und  Dokumentationen  auf  der  Website  von
Webling selbst.

Vernetzung mit anderen Dachorganisationen
Um  sich  auf  nationaler  Ebene  Gehör  zu  verschaffen  sowie
kantonal und kommunal Einfluss geltend zu machen, braucht es
die  Vernetzung  mit  anderen  Dachorganisationen  aus  dem
Personalbereich.  Die  Ebenrainkonferenz,  verbunden  mit  dem
Beobachterstatus beim Schweizerischen Gewerkschaftsbund, sind
die Grundpfeiler für Öffentliches Personal Schweiz, um darauf
ihr Netzwerk aufzubauen und zu verfestigen. Die zahlreichen
Einladungen zu interessanten und informativen Partner-Events
bilden dazu eine hervorragende Möglichkeit.

Auch  auf  internationaler  Ebene  ist  der  ZV  aktiv.  Unsere
europäische  Dachorganisation  CESI  bietet  hochinteressante
Veranstaltungen, die thematisch letztlich auch uns betreffen
und  an  denen  der  ZV  dann  und  wann  teilnimmt.  Unsere
Mitgliedschaft bei der CESI ist durch das zwischen der EU-
Kommission  und  der  Schweiz  zu  verhandelnde  EU-Dossier  von
besonderer  Bedeutung,  da  je  nach  Verhandlungsresultat
Auswirkungen bis auf die kantonale und kommunale Ebene zu
erwarten sind. Die CESI als, wie der ZV, politisch unabhängige
Dachorganisation,  pflegt  auf  europäischer  Ebene  die
politischen  Kanäle  zu  allen  Entscheidungsträgern.

Zukünftige Herausforderungen
Nach einem Rückblick folgt der Ausblick ‑ der vielleicht sogar
wesentlicher  ist.  Es  stellt  sich  die  Frage  nach  den
Herausforderungen,  die  das  Jahr  2024  bringen  wird.

Es dürften dies für das öffentliche Personal in der Schweiz
mehrere sein:

Es  folgen  weitere,  für  das  öffentliche  Personal
relevante  Abstimmungen.  Die  BVG-Revision  werden  wir



analysieren müssen ‑ und auch hier drängt sich auf,
Stellung  zu  beziehen.  Zu  entscheidend  sind  diese
Fragestellungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im öffentlichen Dienst.
Die Teuerung scheint sich wieder in normalen Sphären zu
bewegen.  Das  jedenfalls  hoffen  alle.  Bei  den
Lohnverhandlungen  für  das  Jahr  2025,  die  demnächst
beginnen werden, wird aber erneut zu prüfen sein, ob die
Teuerung  der  vergangenen  Jahre  tatsächlich  auch
vollumfänglich ausgeglichen wurde. Das ist ein stetiger
Kampf, der verhindern soll, dass nominell höhere Löhne
in Tat und Wahrheit Reallohnkürzungen darstellen.
Der  Fachkräftemangel  wird  im  Jahr  2024,  aber  ohne
Zweifel  auch  in  den  nachfolgenden  Jahren,  ein
gewichtiges Thema bleiben. Neben der positiven Seite der
Wertschätzung  der  Arbeitnehmenden,  die  diese
Arbeitsmarktsituation mit sich bringt, wirkt sich die
zusätzliche  Arbeitslast,  die  durch  das  Fehlen  von
qualifizierten Mitarbeitenden entsteht, negativ aus. Das
wird zwangsläufig zu Überlastungssituationen führen, die
nicht  einfach  so  akzeptiert  werden  können.
Geschäftsleitung und Vorstand haben das Thema an der
letzten  Fachtagung  in  Brunnen  in  Angriff  genommen,
werden  aber  auch  in  den  nächsten  Wochen  vertieft
diskutieren, wie man sich hier argumentativ aufstellen
muss.
Wie  bereits  2023  wird  es  eine  verbandsinterne
Herausforderung  sein,  in  den  Personalverbänden  die
Vorstände und Präsidien zu besetzen. Schon die tägliche
Arbeitslast im Beruf ist erheblich. Eine Zusatzbelastung
durch  Verbandsarbeit  kann  deshalb  beschwerlich  sein.
Gleichwohl müssen wir sie leisten. Mit der heutigen Wahl
einer neuen, jungen Vorständin haben wir einen weiteren
Schritt in die richtige Richtung getan.

Wir  sagen:  Der  ZV  pflegt  ein  grosses  nationales  und
internationales Netzwerk. Er ist in allen Entscheidungszentren



die für den öffentlichen Sektor wichtig sind präsent und ist
für die kantonale und kommunale Ebene unverzichtbar. Deshalb
ist es umso wichtiger, dass die jetzt begonnene Verjüngung
weitergeführt wird und wir Älteren sukzessive abgelöst werden
können!

 

Lohnrunde 2025 – Teuerung und
Flexibilität
geschrieben von Andreas Cabalzar | Juli 1, 2024
Das SECO prognostiziert für 2025 ein Wirtschaftswachstum von
1,7%. Die Inflation soll sich auf 1,1% senken. Diese Teuerung
ist  auszugleichen,  damit  kein  Lohnrückbau  die  Folge  ist.
Teuerung, die in den letzten Jahren nicht voll ausgeglichen
wurde, ist ebenfalls auszugleichen. Um die Konkurrenzfähigkeit
(Fachkräftemangel)  zu  erhalten,  ist  eine  Reallohnerhöhung
Thema. Die Erhöhung muss sich an der Differenz der eigenen
Löhne zu anderen vergleichbaren Funktionen bemessen.

Ergänzend ist Kreativität bei den Arbeitsbedingungen dringend
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nötig.  Angesprochen  sind  Ferien,  Arbeitszeit  und
Arbeitszeitflexibilität – hier sind Verbesserungen ein klares
Plus bei der Gewinnung neuer Mitarbeitender.

Von einer Lohnerhöhung kann nur gesprochen werden, wenn man
für  die  geleistete  Arbeit  wertmässig  mehr  bekommt.
Reallohnerhöhung  ist  hierfür  der  relevante  Begriff.  Die
Teuerung gleicht aus, was die Inflation an Wert genommen hat.
Beträgt  die  Inflation  z.B.  1,1  %,  dann  ist  die  nominelle
Anhebung des Lohns um diese 1,1% keine Lohnerhöhung. Es wird
nur der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses vereinbarte Lohn
wertmässig weitergeführt. Gemäss einer Studie von PWC werden
in der öffentlichen Verwaltung bis 2030 ca. 130‘000 Fachkräfte
fehlen. Die bis dahin verfügbaren Werkzeuge mit künstlicher
Intelligenz  werden  nicht  alle  fehlenden  Arbeitnehmenden
ersetzen können. Daher droht ein Leistungsabbau. Will sich die
öffentliche Verwaltung richtig positionieren, und daran haben
die Mitarbeitenden ebenfalls ein Interesse, dann müssen die
Anstellungsbedingungen stimmen.

Wenn  Sie  das  Thema  KI  in  der  Verwaltung  interessieret,
empfehlen  wir  Ihnen  eine  Teilnahme  an  der  diesjährigen
Fachtagung in Brunnen vom 07. bis 08. November: Hier klicken
für das Programm.



Lohnrunde 2023 für das Jahr 2024 – ein Rückblick Im Gegensatz
zum  schweizerischen  Durchschnitt  kann  unter  Mitwirkung  der
Sozialpartner  (u.a.  öffentliches  Personal  Schweiz  ZV)  der
öffentliche  Dienst  mit  einem  Reallohnzuwachs  von  1,5%
gegenüber 2022 aufwarten. Das ist gut. Jeder Personalverband
ist gehalten, zu prüfen, ob «sein» Arbeitgeber an diesen Zubau
beigetragen hat oder nicht. Je nachdem muss die Forderung für
eine Reallohnerhöhung tiefer oder höher ausfallen, das lässt
sich  nicht  über  alle  öffentlichen  Arbeitgeber  gleich
beantworten. Gesamtschweizerisch und über alle Sektoren hinweg
haben sich die Nominallöhne (der Vergleich von Nominallöhnen
ist  der  Vergleich  der  zahlenmässigen  Höhe  der  Löhne  zum
Beispiel  2023  mit  2024  ohne  Herausrechnung  der  Teuerung)
gemäss Bundesamt für Statistik (BFS) gegenüber dem Vorjahr
durchschnittlich um 1,7% erhöht. Der Anstieg des Preisniveaus,
ausgelöst durch zahlreiche Faktoren (z.B. Energie, Wohnkosten,
aber ohne Krankenkasse), führte Ende Jahr zu einer Teuerung
von  +2,1%,  was  unter  Einbezug  dieser  durchschnittlichen
Jahresteuerung  bei  den  Reallöhnen  zu  einem  Rückgang  um
durchschnittlich 0,4% führte. In der öffentlichen Verwaltung
sah es besser aus. Teuerung Im Fokus der Lohnforderungen muss
zunächst die Teuerung stehen. Diese muss ausgeglichen werden
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und  kann  nicht  als  Lohnerhöhung  qualifiziert  werden;  sie
stellt sicher, dass man wertmässig gleichviel verdient, wie
dies  im  Arbeitsvertrag  vereinbart  wurde.  Die  Teuerung  ist
deshalb  zu  prognostizieren;  da  die  Teuerung  nur  für  die
Zukunft  ausgeglichen  wird  (und  keine  nachträgliche
Entschädigung erfolgt, was ja auch nicht ausgeschlossen wäre),
ist nicht zurückhaltend zu prognostizieren. Zurzeit wird eine
Teuerung von 1,1% für das Jahr 2025 prognostiziert.

Die  Lohnrunde  2025  kann  nicht  ohne  Berücksichtigung  der
vorangegangenen Lohnrunden erfolgen. Das bedeutet: wurde die
vorjährige  Teuerungen  mit  der  Begründung,  deren  Höhe  sei
unklar,  oder  mit  der  Fehleinschätzung,  sie  sei  tiefer  zu
prognostizieren, nicht voll ausgeglichen, ist diese Differenz
nachzuschieben – sie lässt sich auch einfach berechnen. Zu
prüfen ist: Wurde die Teuerung ausgeglichen und gab es eine
Reallohnerhöhung oder nicht. Diese Zahlen sind fortzuführen.



Reallohnerhöhung  Die  ausgeglichene  hohe  Teuerung  ist  kein
Argument gegen eine Reallohnerhöhung. Diese beiden Zahlen sind
streng  auseinanderzuhalten.  Wer  lediglich  von  einer
«Lohnerhöhung»  spricht  und  nur  den  Ausgleich  der  Teuerung
meint, drückt sich nicht korrekt aus. Nach Auffassung der
Geschäftsleitung von Öffentliches Personal Schweiz (ZV) ist
nach Jahren des Rückbaus eine Reallohnerhöhung angezeigt. Die
Nachfragesituation  auf  dem  Arbeitsmarkt  für  Fachkräfte
unterstützt  diese  Vorstellung  kräftig.  Wer  keine
Mitarbeitenden  mehr  findet,  muss  die  Arbeitsbedingungen
anpassen. Für den Staat gilt dies verschärft, weil er nicht
frei ist, seine gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen oder nicht.
Er  muss  die  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  rekrutieren
können.  Das  leuchtet  allen  für  den  Polizeidienst,  die
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Lehrpersonen, das Gesundheitswesen oder die Energieversorgung
sofort  ein;  das  gilt  aber  auch  für  alle  anderen
Verwaltungszweige, selbst für die Steuern, weil wir diese für
die Bezahlung der zwingend nötigen Dienstleistungen brauchen.
Damit stellt sich die Frage der Höhe: Die öffentliche Hand
beschäftigt in der Hauptsache Fachkräfte. Hier besteht ein
erheblicher  Mangel  –  die  Nachfrage  ist  hoch,  das  Angebot
klein. Wir wollen keinen Service Public, der wegen zu tiefer
Löhne  gezwungen  ist,  nicht  ausgebildete  Mitarbeitende  zu
verpflichten  –  wie  dies  im  Moment  bei  den  Lehrpersonen
passiert. Wir wollen nach wie vor einen öffentlichen Dienst,
der gut und effizient arbeitet. Um diese Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter gewinnen zu können, muss der Lohn konkurrenzfähig
sein, d. h. (auch) mit der Privatwirtschaft mithalten können.
Die  Graphik  hiervor  zeigt,  dass  die  öffentliche  Hand  im
vergangenen Jahr teilweise Reallohnerhöhungen vorgenommen hat.
Jeder  Verband  hat  beim  Arbeitgeber  seiner  Mitglieder  zu
prüfen, ob er im vergangenen Jahr Reallohnerhöhungen gewährt
hat oder nicht. Je nachdem und abhängig von der Höhe ist eine
entsprechende  Forderung  zu  konkretisieren.  Dies  kann  nur
individuell geschehen.

Nicht nur Geld, auch Flexibilitäten und Weiterbildung Parallel
zur Entschädigung wird man sich Anderes überlegen müssen, um
die  Attraktivität  des  Arbeitsplatzes  zu  schärfen.
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Lohnnebenleistungen,  kürzere  Arbeitszeiten,  andere
Arbeitszeitmodelle,  Teilzeitarbeit,  Arbeitsort  und  andere
Flexibilisierungen sind anzubieten. Man darf sich auch die
Frage stellen, ob man nach ausgebildeten Mitarbeitenden sucht
oder ob es beim bestehenden Fachkräftemangel nicht besser ist,
die  Mitarbeitenden  selbst  auszubilden.  Hier  ist  auf
Solidarität  zu  setzen.  Solidarität  meint,  dass  man  damit
rechnen  muss,  dass  Mitarbeitende  ihren  Job  wechseln,  man
bekommt von anderen öffentlichen Arbeitgebern, was man auch
selbst  gibt  –  das  hat  zur  Konsequenz,  dass  Aus-  und
Weiterbildungen  nicht  durch  scharfe  Rückzahlungsklauseln
verhindert werden dürfen. Im Weiteren gilt es sicherzustellen,
dass  treue  langjährige  Mitarbeitende  betreffend  die
Veränderungen der Anstellungsbedingungen nicht leer ausgehen.
Deren  Wissen  und  Erfahrung  ermöglicht  erst  das  effiziente
Einarbeiten  von  neuen  Mitarbeitenden.  Der  öffentliche
Arbeitgeber wird sich zudem an die Arbeit machen müssen, um
die Lohnbänder anzupassen. Es genügt nicht, den Lohn über alle
Mitarbeitenden zu erhöhen, es ist das Lohngefüge insgesamt –
ausgedrückt in den Lohnbändern –anzuheben. Erst so behält man
die vom Gesetzgeber gewünschten Entwicklungsmöglichkeiten des
einzelnen Mitarbeiters oder der einzelnen Mitarbeiterin bei
und kann die gute Leistung mit einer Lohnentwicklung und die
schlechte Leistung mit keiner Lohnentwicklung abgelten. Unsere
Empfehlung – Ausgleich der prognostizierten Nachführung nicht
ausgeglichener Teuerung der letzten Jahre. – Reallohnerhöhung
(nach  Prüfung  der  konkreten  Situation  beim  jeweiligen
Arbeitgeber) – Rückgängig machen von Sparmassnahmen, die in
der Vergangenheit zu Lasten des Personals umgesetzt wurden
(nach  Prüfung  der  konkreten  Situation  beim  jeweiligen
Arbeitgeber)  –  Erhöhung  der  Flexibilität  bei  den
Arbeitsbedingungen. – Mehr Ferien und Möglichkeit, Ferien zu
«kaufen» – Reduktion der Arbeitszeit

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Lohnrunde 2025. Bei
Fragen stehen wir Ihnen jederzeit beratend zur Seite.
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